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„In Deutschland besitzt jeder ein Haus“ –
dieser Satz eines syrischen Flüchtlings mach-
te kürzlich Schlagzeilen. Er spiegelt die Hoff-
nung auf ein besseres Leben wider: eines in
Sicherheit und mit beruflichen Perspektiven. 

Eine Million Flüchtlinge erwartet die Bundes-
regierung alleine für das Jahr 2015. Zumin-
dest die, die anerkannt werden, suchen bald
normale, bezahlbare Wohnungen – für sich
und die nachziehenden Familien. Diese zu-
sätzliche Nachfrage trifft in den begehrten
Ballungsräumen auf ohnehin äußerst ange-
spannte Wohnungsmärkte. Die „neuen“ Be-
dürftigen treten dann in Konkurrenz mit „al-
ten“ Bedürftigen. Das birgt sozialen Spreng-
stoff in sich. 

Die Bundesbauministerin spricht mittlerwei-
le von mindestens 350.000 Wohnungen, die
wir jährlich brauchen. Und sie hat Recht,
wenn sie sagt: „Das umfasst alle Wohnun-
gen, also Einfamilienhäuser, Eigentums-
wohnungen und Mietwohnungen.“ Denn so
wichtig schnelle Übergangslösungen sind: Es
ist nicht damit getan, den sozialen Woh-
nungsbau anzukurbeln. Wer ausreichend
Wohnraum schaffen will, muss vor allem
den privaten Wohnungsbau – und damit
den klassischen Häuslebauer als Hauptin -
ves tor – wieder stärker in den Blick nehmen.
Auch hier sind neue Initiativen vonnöten. 

Rangliste der 
Finanzierungsgruppen im 
privaten Wohnungsbau 

Stärkste Institutsgruppe sind die Spar-
kassen mit 56,6 Milliarden Euro und ei-
nem Marktanteil von 34,1 Prozent. Den
zweiten Platz belegen die Genossen-
schaftsbanken mit Baugeldauszahlun-
gen in Höhe von 34,9 Milliarden Euro
und einem Marktanteil von 21,0 Pro-
zent. Platz 3 nehmen die Bausparkas-
sen mit 32,4 Milliarden Euro und ei-
nem Marktanteil von 19,5 Prozent ein.
Sie liegen vor den Kreditbanken mit

30,4 Milliarden Euro und einem Markt-
anteil von 18,3 Prozent.   

Mit großem Abstand folgen auf dem
fünften Rang die Lebensversicherungen
mit geschätzten 6,5 Milliarden Euro
und einem Marktanteil von 3,9 Prozent.
Die Realkreditinstitute (private Hypo-
thekenbanken und öffentlich-rechtli-
che Grundkreditanstalten) belegen mit
3,4 Milliarden Euro und einem Markt-

Im Jahr 2014 haben die Kreditinstitute und Lebensversicherungen
in Deutschland zur Wohnungsbaufinanzierung rund 166 Milliarden
Euro ausgezahlt. 
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Wohnungsfinanzierung
Marktanteile bei den Baugeldauszahlungen 2014; Angaben in Prozent

private Bausparkassen
öffentliche Bausparkassen
Genossenschaftsbanken
Kreditbanken
Realkreditinstitute
Lebensversicherungen
Landesbanken
Sparkassen

Bausparkassen insgesamt 19,5%
14,4

5,1

21,0

18,3

2,0
3,9

1,2

34,1

Quellen: 
Verband der Privaten Bauspar-
kassen; Angaben von Verbänden;
Prof. Mechthild Schrooten, 
Hochschule Bremen
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W O H N U N G S B A U  

Worauf müssen wir uns in den nächs -
ten Jahren am Wohnungsmarkt ein-
stellen?
Auch wenn jetzt wieder deutlich mehr
gebaut wird – der Bedarf wird in den
großen Städten kurzfristig nicht zu de-
cken sein. Das bedeutet weiterhin stei-
gende Preise. Grundsätzlich wird das 
Leben in der Stadt auch in den nächsten
Jahren noch teurer. Auf dem Land da-
gegen droht mit zunehmendem Wohn-
raumüberschuss ein wachsender Leer-
stand und damit auch Stagnation. Dort
werden die Preise weiter fallen.

Dennoch, was ist kurzfristig denkbar,
um zumindest etwas Druck vom Markt
zu nehmen? Und wo müssten Weichen
gestellt werden, um den Bedarf lang-
fristig zu decken?
Kurzfristig müssten deutlich mehr Flä-
chen in den Markt gebracht werden. In
einigen Großstädten hat sich die Menge
der gehandelten Flächen seit 2010 nicht
erhöht. Städte sollten mehr Bauland mo-
bilisieren, mehr und schneller Genehmi-
gungen erteilen. Das Wohngeld zur Ab-
federung sozialer Härten wird jetzt er-
höht, es kommt vielleicht nur etwas spät.

Langfristig geht es darum, die Verkehrs -
infrastruktur zu verbessern. 

Das heißt?
Die Zentren müssen auch für die Bevöl-
kerung aus den Umland- und periphe-
ren Gemeinden schnell und komfortabel
erreichbar sein. Dazu müssen wir den
Schienenverkehr erweitern, aber auch 
alternative Konzepte ins Auge fassen.
Beispielsweise mehr Busse einsetzen,
die dann auch zum nächstgelegenen
ICE-Bahnhof fahren. 

„Wir müssen an der richtigen Stelle bauen“

Wohnungsbau – falsch geplant. Zu diesem Ergebnis kommt eine aktuelle Studie des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW). Dazu das folgende Interview der Wirtschaftsjournalistin Carla Fritz mit 
Prof. Dr. Michael Voigtländer, verantwortlicher Autor der Studie. 

anteil von 2,0 Prozent den vorletzten
Platz. Am Ende dieser Skala rangieren die
Landesbanken mit 2,0 Milliarden Euro

und einem Marktanteil von 1,2 Prozent.
In diesen Zahlen sind auch die durchge-
leiteten auf die Institutsgruppen nicht nä-

her aufgeschlüsselten Kredite der KfW
enthalten.  
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In der Studie schlagen Sie auch eine
bessere Verknüpfung von wachsenden
und schrumpfenden Regionen vor.
Augenscheinlich ist das besonders in
Nordrhein-Westfalen. Städte wie Duis-
burg und Düsseldorf oder auch Wupper-
tal und Köln liegen relativ nah beiein-
ander. Es zeigt sich: Dort, wo ein guter
S-Bahn- oder ICE-Anschluss besteht, zie-
hen die Menschen auch hin.

Die Leute ziehen aber vor allem auch
dorthin, wo Arbeit ist. Hier stehen klei-
nere Ortschaften und Städte im Wett-
bewerb häufig auf verlorenem Posten.
Umlandgemeinden und solche an der
Peripherie müssen sich darauf konzen-
trieren, als Wohnstandort attraktiv zu
werden. Es funktioniert nicht, Unterneh-
men anzulocken. Die Sogkraft der Groß-
städte ist hier zu stark. Aber als Wohn-
städte können sie durchaus punkten –
mit mehr Platz, attraktiven Freizeitange-
boten und Naturerlebnissen. Darauf und
eben auch auf eine effiziente Verkehrs-
anbindung sollten sich die Anstrengun-
gen richten. 

Düsseldorf gehört laut IW-Studie zu
den wenigen Großstädten, wo der
Wohnungsneubau weitgehend dem
Bedarf entspricht? Welche Erklärung
haben Sie dafür?
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Quelle: Statistisches Bundesamt, *Baubedarf nach Schätzung des IW Köln

Wohnungsbau muss ausgeweitet werden
in 1.000 Wohnungen

2010

2011

2012

2013

2014

2015-2020*

2020-2025*

2025-2030*

160

183

200

215

245

267

233

213

Baubedarf und Bautätigkeit fallen auseinander
Abweichung von Baubedarf und Bautätigkeit in Prozent

Quelle: IW Köln
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Die Stadt konnte bei der Bautätigkeit gut
zulegen. Sie hat jedoch auch die Zuwan-
derung teils auf das Umland verlagert
und damit auch mehr oder weniger auf
eine ständig steigende Einwohnerzahl
verzichtet. Ob man das möchte, ist die
Frage. Und es zeigt auch ein Problem: Für
viele Städte lohnt es sich, die Einwoh-
nerzahl zu steigern. Dann gibt es mehr
Mittel. Die Zuweisungen vom Bund und
aus dem kommunalen Finanzausgleich
werden immer stärker hieran gekoppelt.
Das macht aber nicht immer Sinn.

Was würde denn Sinn erbringen?
Eine Stadt wie beispielsweise München,
die längst nicht mehr ausreichend Flä-
chen ausweisen kann, muss viel stärker
mit den Umlandgemeinden kooperieren.
Wie können wir generell Anreize für eine
bessere Zusammenarbeit zwischen den
Kommunen setzen, damit beim Wohnen
nicht alles nur in eine Richtung drängt? –
Darüber lohnt es nachzudenken. 

Unter den Zuwanderern in die Städte
sind Asylsuchende eine stark wachsen-
de Gruppe. Ein Teil wird sicherlich blei-
ben. Ist das in Ihren Prognosen bereits
berücksichtigt? 
Die Flüchtlingszahlen sind in den letzten
Wochen dramatisch gestiegen. In unseren
Zuwanderungszahlen ist diese Entwick-
lung noch nicht enthalten. Neben dem
generellen Nachholbedarf ist das ein
zweiter triftiger Grund, beim Wohnungs-
bau über die erforderlichen 266.000 Ein-
heiten jährlich hinauszugehen. Zumin-
dest in den nächsten drei Jahren sollten
es jeweils 300.000 sein.

Ist die Studie des IW Köln als Alarmruf
an die Politik zu verstehen? 
Es ist ein Ruf an die Politik, stärker darauf
zu achten: Wo wird eigentlich gebaut?
Das ist entscheidend. Was die Bautätig-
keit angeht, sind wir auf dem richtigen
Weg. Aber wir müssen auch an der rich-
tigen Stelle bauen.

Fortsetzung von Seite 3

Bundesweit wurden 2014
demnach rund 245.000
neue Wohnungen fertig 
gestellt – 14 Prozent mehr
als im Jahr 2013. Bezogen
auf das Jahr 2010 sind es
sogar 54 Prozent mehr. 

Um den Bedarf zu decken, werden im Zeitraum 2015 bis
2020 jedoch jährlich 266.000 Wohnungen gebraucht.

Von den rund 245.000 neu gebauten Wohnungen 2014
entfielen lediglich 66.000 auf Städte mit mehr als 100.000
Einwohnern. Benötigt würden dort aber nach Schätzungen
des IW 50 Prozent mehr, nämlich 102.000 jährlich bis 2020.

In den zwölf größten deutschen Städten wurden 2014 ins-
gesamt rund 40.000 Wohnungen gebaut. Der Bedarf liegt
jedoch bei 69.000 Wohnungen jährlich bis 2020.

Verglichen mit der aktuellen Bautätigkeit müssten in Berlin
bis 2020 jedes Jahr knapp 11.000 zusätzliche Wohnungen
gebaut werden. In München beträgt die jährliche Lücke
6.300, in Hamburg 3.500.

Dagegen liegt die Bautätigkeit in vielen ländlichen Regionen
und schrumpfenden Städten über dem Bedarf. In einigen
ländlichen strukturschwachen Kreisen wie der Eifel, dem
Schwarzwald oder weiten Teilen Ostdeutschlands gibt es zu
viele Wohnungen, die gar nicht mehr benötigt werden. 

Zahlen und Fakten aus der IW-Studie 

Deutschlands große Städte boomen und kommen mit dem Wohnungsbau nicht nach, wäh-
rend viele ländliche Regionen Einwohnerschwund hinnehmen müssen, gleichzeitig jedoch
Wohnungen über den Bedarf hinaus bauen. Das belegt eine aktuelle Studie des IW Köln. 

Prof. Dr. Michael Voigtländer, Leiter des Kom-
petenzfeldes Finanzmärkte und Immobilien-
märkte am IW Köln. 

Foto: privat
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D E M O G R A F I S C H E R  W A N D E L

Eine Patentlösung parat hat die Freibe-
ruflerin nicht, wenn sie gerufen wird. „Als
Außenstehende einen Plan über das Dorf
legen? Das funktioniert in der Regel nicht“,
sagt Franzen, die Geografie, Stadtplanung
und Soziologie studiert hat. Was jeweils
hilfreich sein könnte, wird auf Dorfkon-
ferenzen zusammengetragen. Jeder, der

Lust hat, kann kommen und sich äußern,
was ihm im Dorf gefällt und was nicht.

Gespräche am Küchentisch

„Das geht auf Zuruf“, ist aber nicht unbe-
dingt jedermanns Sache. Deshalb gibt es
außerdem die „Küchentischgespräche“

und fast immer Interessenten, die Fran-
zens Angebot zu einem Hausbesuch an-
nehmen. Auf diese Idee hat die Sozial-
forschung sie gebracht: „Dort sind solche
Gespräche eine erprobte Methode.“

Dazu kommen die obligatorischen Orts-
begehungen und – „gern auch zusam-

Dorfplanerin – Beruf mit Zukunft
Wo soll es in Zukunft hingehen? Das fragen sich mittlerweile viele Dörfer, die im demografischen Wandel
mit dem Rücken zur Wand stehen. Genau an diesem Punkt beginnt die Arbeit von Dorfplanerin Nathalie
Franzen aus Rheinland-Pfalz.

B E R I C H T  A U S  B R Ü S S E L

Für die Bewertung hat die EU-Kommis-
sion bis zum 1. Januar 2017 Zeit. Sie soll
aufgrund der bisher gesammelten Erfah-
rungen und erzielten Fortschritte vorge-
nommen werden und gegebenenfalls
Verbesserungsvorschläge enthalten. Die
laufende Konsultation dient als Grund-
lage einer umfassenden Analyse. Sie be-
steht aus zwölf Teilbereichen. Von Rele-
vanz sind dabei insbesondere die Fragen
zu Renovierung und Finanzierung.

Im Kapitel zur Renovierung wird darauf
hingewiesen, dass die Steigerung der
jährlichen Renovierungsrate auf über

2 Prozent des bestehenden Gebäude -
bestandes die größte Herausforderung
darstellt. Hierbei könnten Energieeffi-
zienzzertifikate eine wichtige Rolle spie-
len. Gefragt wird unter anderem, ob die
bislang auf nationaler Ebene erarbeiteten
Strategien zu einer ausreichenden Reno-
vierung des Gebäudebestandes führen
oder ob es dazu verbindlicher Zielmarken
bedarf. 

Was die Finanzierung betrifft, betont die
EU-Kommission die zentrale Rolle der
privaten Haushalte. Schließlich befänden
sich knapp 90 Prozent des Gebäudebe-

standes in Privatbesitz. Bei der Frage, wie
diese Investitionen durch öffentliche Mit-
tel ergänzt oder stimuliert werden könn-
ten, verweist sie auf die Arbeit der von
ihr eingesetzten Energy Efficiency Finan-
cial Institutions Group (EEFIG). Die EU-
Kommission interessiert sich ferner für
die Ursachen der bislang unzureichen-
den Finanzierungsleistungen. Auch wer-
den Hinweise erbeten, die zeigen sollen,
welche Finanzierungsinstrumente die EU
Privatpersonen und Mitgliedstaaten am
besten zur Verfügung stellen könnten,
um umfassende Renovierungsarbeiten
zu erleichtern. 

Richtlinie zur Energieeffizienz von Gebäuden
wird überprüft

Die EU-Kommission führt derzeit eine Konsultation zur Bewertung der Richtlinie über die Gesamtenergie-
effizienz von Gebäuden aus dem Jahr 2010 durch. Nach dieser Richtlinie müssen die EU-Länder Energie-
effizienznormen für Gebäude festlegen, Ausweise über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden aus-
stellen und gewährleisten, dass alle neuen Gebäude bis Ende 2020 Niedrigstenergiegebäude sind.
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men mit der Grundschule“ – Spürnasen-
aktionen für die Jüngsten. „Vieles von
dem, was Kinder kritisieren, darauf wäre
man im Leben nicht gekommen“, stellt
die Dorfplanerin fest. Zu schmale Bürger-
steige etwa. Mit Schulmappe müssten sie
deshalb auf die Straße ausweichen.

Als rot markierte Punkte tauchen solche
Ecken und Kanten im Dorf dann auf der
Karte auf, die die Geografin mit den 
Bewohnern im Rahmen einer Stärke-
Schwäche-Analyse erstellt. Gelb muss 
dabei nicht selten für öde Spielplätze
herhalten. Grün deckt sich fast immer
mit einem Wäldchen oder Wiesen zum
Spielen und Toben. 

Die Bestandsaufnahme umfasst alle Le-
bensbereiche. Was die Zukunft bringen
kann und sollte, das zeigt eine Zeitreise,
zu der die Regionalberaterin ihre Auf-
traggeber einlädt: 15 Jahre weiterdenken,
um dann Nägel mit Köpfen zu machen. In
Arbeitsgruppen, wo jeder nach eigenem
Gusto mittun kann, geht es anschließend
zur Sache: Versorgung, öffentlicher Nah-
verkehr, kulturelle Angebote und Tou-
rismus, Miteinander der Generationen.

Verhängte Sicht auf das Problem

Manches Ärgernis lässt sich so schnell
aus der Welt schaffen. Anderes muss
langfristiger angegangen und wieder an-
deres überhaupt erst einmal als Problem
erkannt werden. Hier bezieht sich die
Dorfplanerin vor allem auf die bauliche
Seite. Leerstand wird nach ihrer Erfah-
rung zunächst oft nicht als solcher regis-
triert, „solange da noch eine Gardine am
Fenster hängt“. 

Wie die Dinge tatsächlich liegen, beim
Einwohnermeldeamt wird sie in der Re-
gel fündig, jüngst für eine kleine Ge-
meinde mit 900 Einwohnern im Huns-
rück. Ergebnis: Im Ortskern sind 44 Häu-
ser nicht mehr bewohnt. Auf der ande-
ren Seite hat der Ort starke Potenziale im
Tourismus aufgrund seiner Nähe zum
Nationalpark, dem ersten in Rheinland-

Pfalz. Ein einladendes Ortsbild wäre auch
von daher ein Gewinn.

Klassisches Wohnen oder Generationen-
wohnen? Oder auch umfassende Tier-
haltung? Wofür eignen sich die leerste-
henden Anwesen am besten? Und was
geht nicht? Das sollte vorab geprüft und
aus dem Exposé dann auch ersichtlich
sein. So hat es die Dorfplanerin hier im
ersten Schritt empfohlen. „Statt blumiger
Beschreibung eine objektive standardi-
sierte Bewertung des Gebäudes.“ Das hat
auch im Vogelsberg in Hessen gut funk-
tioniert. Eine Nutzungsschablone – von
der Dorfplanerin für den Ortskern der
490-Seelen-Gemeinde entwickelt – hat
bei der zielgerichteten Käufersuche außer-
dem gute Dienste geleistet.

Irrtum eines Fernsehteams

Leerstandsprobleme. In Bärweiler war das
einmal, vor gut 20 Jahren. Als „sterben-
des Dorf“ wurde der Ort damals gefilmt,
„todtraurig im Regen“, so Franzen. Heu-
te fände das Fernsehteam lediglich ein

leeres Haus vor, als einziges abrissreif.
Die Einheimischen und neu Zugezogene
haben sich ins Zeug gelegt und damals
schon vom gerade aufgelegten Dorfer-
neuerungsprogramm in Rheinland-Pfalz
und einem engagierten Berater der Kreis-
verwaltung profitiert. „Das Ortsbild ist in-
takt. Und auch das Dorfleben.“

Zu verdanken ist das auch Initiativen aus
jüngerer Zeit wie dem Markttag.„Damit
schlagen wir zwei Fliegen mit einer Klap-
pe“, sagt die Dorfplanerin. „Zum einen
verbessert sich die Versorgung vor Ort.
Denn ein Dorfladen rechnet sich bei rund
250 Einwohnern nun mal nicht. Und
zum anderen gibt es einen regelmäßigen
Treffpunkt für die Dorfgemeinschaft.“ 

Es zählt nicht nur die Optik

Das sei gerade für die wachsende Zahl
Älterer wichtig. Etwa ein Drittel der Dorf-
bevölkerung in Bärweiler ist mittlerweile
im Rentenalter und Vereinsamung in die-
ser Lebensphase inzwischen bekannter-
maßen ein Problem. Ein allmählicher Pro-
zess, aber nicht unaufhaltsam. Da sei ein
solches Angebot hilfreich, wo jeder hin-
gehen kann. Ohne dass man sich vorher
verabreden oder neu in einen festen Kreis
einklinken muss, so Franzen. „Auf dem
Markt kauft man sich einfach eine Tüte
Nudeln, schaut nach links und rechts und
überlegt, ob man sich dazusetzen und ei-
nen Kaffee trinken will oder nicht?“

Mutlosigkeit und Resignation, beides be-
gegnet der Regionalberaterin auch. Von
Vorteil ist dann, dass sie schon viele Dör-
fer betreut hat – über 150 in den 25 Jah-
ren seit Bestehen ihres Büros. „Man traut
mir also gewisse Erfahrungen zu.“ Außer-
dem kann sie auf gute Beispiele verwei-
sen. „Dann sehen die Leute ja: Andere
haben es geschafft. Also kann es gehen.“
Wenn sie vergleicht – Dorferneuerung in
ihren Anfangsjahren und heute? „Damals
ging es eher noch um die Optik, wenn
ein Haus am Einstürzen und damit ein
Schandfleck für das Dorf war. Heute steht
das Miteinander im Vordergrund.“ (c.f.)

Dorfplanerin und Regionalberaterin Nathalie
Franzen aus Gau-Odernheim bei Alzey. Ihr
Geografisches Planungsbüro begleitet Dörfer
in Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und
Hessen, manchmal auch in anderen Bundes-
ländern, beim demografischen Wandel über
lange Strecken und meist über viele Jahre.

Foto: A. Marx
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I M M O B I L I E N P R E I S E

Eigentumswohnungen

Das Preisniveau für Eigentumswohnun-
gen ist damit in den letzten sechs Jah-
ren auf breiter Basis gestiegen. Insge-
samt erhöhte sich der Preis für Eigen-
tumswohnungen deutlich stärker als der
Verbraucherpreisindex. Dies gilt sowohl

für die westlichen wie die östlichen
Bundesländer. 

Regional haben sich die Preise weiter
deutlich auseinanderentwickelt. Dies gilt
besonders für die 20 Regionen mit der
größten Wirtschaftskraft, in denen auch
die höchsten Immobilienumsätze erzielt

werden. So kann man für den Preis einer
durchschnittlichen Eigentumswohnung
in der Region München fast drei ver-
gleichbare Eigentumswohnungen in der
Region Hannover erwerben. 

München als erst- und Hamburg als zweit-
platzierte Region weisen mit 11,5 Prozent

Gewos-Studie im Auftrag des ifs Städtebauinstituts

Deutlicher Preisanstieg beim Wohneigentum 

Der durchschnittliche Preis für eine Eigentumswohnung ist 2014 um 5,6 Prozent gestiegen, der für Ein -
familienhäuser um 4,1 Prozent. Das ist das Ergebnis von Marktinformationen der Gutachterausschüsse für
Grundstückswerte nach Auswertung von rund 300.000 notariellen Kaufverträgen über Eigentumswoh-
nungen und von rund 240.000 notariellen Kaufverträgen über Einfamilienhäuser, die in einer GEWOS-
Studie im Auftrag des ifs Städtebauinstituts zusammengefasst sind. 

Fortsetzung auf Seite 8

Preise für Eigentumswohnungen in ausgewählten Regionen 2013 und 2014 

Region 2013 2014 Veränderung Rang Rang
Preis in Euro Preis in Euro in % 2013 2014

München 290.500 323.900 +11,5 1 1 

Hamburg 213.000 238.100 +11,8 2 2 

Stuttgart 201.900 213.000 +5,5 3 3

Untermain1 192.900 207.100 +7,4 4 4

Düsseldorf 191.000 192.700 +0,9 5 5

Köln 163.700 182.100 +11,2 9 6 

Freiburg 170.800 179.600 +5,2 6 7 

Berlin 165.900 174.900 +5,4 8 8 

Karlsruhe 168.100 171.000 +1,7 7 9 

Mittelfranken2 153.300 164.200 +7,1 11 10 

Rhein/Neckar3 146.300 156.600 +7,0 13 11 

Halle/Leipzig 146.400 155.300 +6,1 12 12 

Münster 143.900 154.700 +7,5 14 13 

Augsburg 142.800 153.700 +7,6 15 14 

Ostseeküste4 162.300 151.200 - 6,8 10 15 

Dresden 129.100 142.800 +10,6 16 16 

Bremen 116.200 121.600 +4,6 17 17 

Bielefeld/Paderborn 114.400 115.800 +1,2 18 18 

Ruhr 109.700 114.100 +4,0 19 19 

Hannover 98.900 112.300 +13,5 20 20 

Deutschland 156.700 165.400 +5,6 

1) Frankfurt  2) Nürnberg  3) Mannheim/Ludwigshafen  4) Rostock 
Quelle: ©GEWOS
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und 11,8 Prozent überdurchschnittliche
Preisanstiege auf. Eine ebenfalls über-
durchschnittliche Preissteigerung zeigt
die Region Köln mit 11,2 Prozent, die 
damit von Rang 9 auf Rang 6 vorrückt.
Den höchsten Preisanstieg erlebte mit
13,5 Prozent die Region Hannover –
allerdings bezogen auf ein recht niedriges
Preisniveau. Ausgeprägt war mit 10,6 Pro-
zent auch der Preisanstieg in Dresden. Da-
gegen zeigt die Region Ostseeküste um
Rostock nach einem sehr deutlichen Preis-
anstieg im Vorjahr (+ 25,9 Prozent) 2014
einen Preisrückgang um -6,8 Prozent.

Einfamilienhäuser

Auch die Durchschnittspreise für Einfa-
milienhäuser haben sich regional weiter
auseinanderdividiert. Die Region Mün-
chen kommt als Spitzenreiter mit einer

Preissteigerung um 16,3 Prozent auf
durchschnittlich 643.000 Euro. Für die-
sen Preis kann man in der Region Hal-
le/Leipzig gleich sechs Einfamilienhäuser
erwerben und in der zweitteuersten Re-
gion Düsseldorf immerhin noch zwei.
Nach München verzeichneten die Regio-
nen Düsseldorf (+13,8 Prozent) und
Karlsruhe (+12,3 Prozent) die höchsten
Preissteigerungen. Die Region Ruhr weist
mit einem Anstieg des Durchschnitts-
preises um 5,4 Prozent erstmals wieder
einen Preis oberhalb des bundesdeut-
schen Mittels aus. Der Rückgang der Prei-
se für Einfamilienhäuser in der Region
Berlin um -4,6 Prozent beruht dagegen
auf einem rein statistischen Effekt: In
Berlin selbst, wo in der Region die
höchs ten Durchschnittspreise erzielt wer-
den, wurden weniger, im Umland aber
deutlich mehr (preiswertere) Einfamili-

enhäuser verkauft. Zusammen drückt das
den Durchschnittswert.

Im Zeitverlauf von 2000 bis 2014 gestal-
tete sich die Preisentwicklung für Einfa-
milienhäuser in den westlichen und öst-
lichen Bundesländern sehr unterschied-
lich: In den westlichen Bundesländern
blieb das Ausgangsniveau des Jahres
2000 (Index = 100) bis 2008 (Index =
97) im Wesentlichen erhalten. In den Fol-
gejahren setzte dann ein kontinuierlicher
Preisanstieg mit wachsender Dynamik
ein. 2014 erhöhte sich der Index auf 116.
In den östlichen Bundesländern gab es
nach einem kurzen Anstieg einen steilen
Absturz, bis im Jahr 2004 mit einem In-
dex von 89 der Tiefpunkt erreicht wurde.
Es folgte eine kräftige Erholung. 2014 lag
der Index bei 114.        

Preise für Einfamilienhäuser in ausgewählten Regionen 2013 und 2014 

Region 2013 2014 Veränderung Rang Rang
Preis in Euro Preis in Euro in % 2013 2014

München 553.100 643.000 +16,3 1 1  

Düsseldorf 275.500 313.400 +13,8 3 2 

Stuttgart 286.300 294.400 +2,8 2 3 

Untermain1 274.500 289.500 +5,5 4 4 

Hamburg 267.200 284.700 +6,5 5 5 

Karlsruhe 236.900 266.000 +12,3 7 6 

Mittelfranken2 259.500 261.300 +0,7 6 7 

Freiburg 230.500 253.100 +9,8 8 8 

Köln 223.600 229.800 +2,8 10 9 

Rhein-Neckar3 209.800 220.900 +5,3 12 10 

Berlin 228.500 218.100 -4,6 9 11 

Augsburg 212.500 217.600 +2,4 11 12 

Münster 185.200 194.100 +4,8 13 13 

Ruhr 179.600 189.300 +5,4 14 14 

Bremen 151.500 158.100 +4,4 15 15 

Bielefeld/Paderborn 144.600 150.300 +3,9 17 16 

Dresden 139.500 144.200 +3,4 18 17 

Hannover 137.500 144.100 +4,8 19 18 

Ostseeküste4 146.200 143.500 -1,8 16 19 

Halle/Leipzig 96.500 100.300 +3,9 20 20

Deutschland 180.700 188.100 +4,1 

Fortsetzung auf Seite 9

1) Frankfurt  2) Nürnberg  3) Mannheim/Ludwigshafen  4) Rostock 
Quelle: ©GEWOS
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Gewos-Studie im Auftrag des ifs Städtebauinstituts 

Die Studie kann als Druckfassung zum Preis von 30 Euro einschließlich Mehrwertsteuer,
Porto und Verpackungskosten oder als PDF-Datei zum Preis von 20 Euro einschließlich Mehr-
wertsteuer beim ifs Institut für Städtebau, Wohnungswirtschaft und Bausparwesen, Klin-
gelhöferstr. 4 in 10785 Berlin, Tel.: 030-59 00 91 60-0; Fax: 030-59 00 91 60-5; E-Mail:
zentrale@ifs-staedtebauinstitut.de bestellt werden.

E U - K A P I T A L M A R K T U N I O N

Schumpeter nannte die Banken einst die
„Torwächter des Kapitalismus“ und ver-
wies damit auf die hohe Bedeutung, die
ihnen für die Kapitallenkung zukommt.
Als Intermediäre zwischen Sparern und
Kreditnehmern bilden sie zusammen mit
dem Wertpapierhandel einen wesent-
li chen Teil des Kapitalmarktes. Sie ent-
schei den daher mit darüber, welche In-
vestitionsprojekte realisiert werden kön-
nen und welche nicht. Je schlechter die-
se Entscheidungen ausfallen, desto ärmer

das Land, denn nur mit einem leistungs-
fähigen Kapitalstock lässt sich Wohlstand
schaffen.

Mit der Funktion als Finanzintermediär 
ist die Rolle der Banken im heutigen Fi-
nanzsystem indes nur unvollständig be-
schrieben. Hinzu kommt ihre Beteiligung
an der Geldversorgung, die sie im Zu-
sammenspiel mit der Zentralbank wahr-
nehmen. Aus dieser zweiten Rolle kön-
nen sich je nach Geldpolitik erhebliche

Instabilitäten für die Gesamtwirtschaft 
ergeben. Der Grund hierfür liegt im heu-
tigen teilgedeckten und kreditbasierten
Geldsystem, in dem Geld- und Kredit-
schöpfung Hand in Hand gehen. Daraus
ergibt sich eine Elastizität der Kreditver-
gabe, die – wenn sie exzessiv genutzt
wird – zu schweren realwirtschaftlichen
Verwerfungen führt. Eine übermäßige
Kreditexpansion provoziert ein zu niedri-
ges Zinsniveau, das einen investitions-
induzierten Boom auslöst und dabei den

Regulierungsvorschläge werfen grundsätzliche Fragen auf

EZB-Papier kritisiert Rolle des Bankensektors 
in Europa 

(Red.) Im Mai 2015 ließ ein von der EZB veröffentlichtes Arbeitspapier zum „bank bias“ in Europa auf-
horchen. Darin setzen sich die Autoren kritisch mit der Größe des Bankensektors auseinander und emp-
fehlen Regulierungen zur Förderung der „Kapitalmarktfinanzierung“ von Unternehmen. Das Arbeitspapier
wirft grundsätzliche Fragen auf, die von den Autoren dieses Gastbeitrags, den Kieler Ökonomen Salomon
Fiedler und Stefan Kooths, skizziert werden. 
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Kapitalstock und die Produktionsstruk-
turen verzerrt. Sobald sich ein Teil dieser
Investitionen in der folgenden Anpas-
sungskrise als nicht rentabel herausstellt,
materialisiert sich ein doppeltes Problem:
zum einen muss die Volkswirtschaft nun
mit einem niedrigeren als bislang erwar-
teten Produktionsniveau leben, da ein
Teil ihres Kapitals abzuschreiben ist, und
zum anderen besteht die Gefahr von
Bank-Runs, weil das Geld auf den Kon-
ten der Einleger durch eben jene abzu-
schreibende Aktiva besichert ist. Es
kommt zu einer Kontraktion der Kredit-
menge mit entsprechenden Auswirkun-
gen auf die Realwirtschaft.

Aus Sorge um Stabilität des Geld-
systems droht Überregulierung

Seit der Finanzkrise reißt die Kritik an den
Geschäftsbanken nicht ab. Dementspre-
chend mangelt es nicht an Reformvor-
schlägen für die Regulierung des Bank-
geschäfts. Hierbei besteht allerdings die
Gefahr, dass die beiden grundverschie-
denen Rollen (Kreditvermittlung und Kre-
ditschöpfung) in der Diagnose vermischt
werden und daher die Therapievorschlä-
ge nicht immer das bewirken können,
was man sich von ihnen verspricht.

Aufhorchen ließ zuletzt ein EZB-Arbeits-
papier zweier hochrangiger Autoren, die
anhand ökonometrischer Untersuchun-
gen zu dem Schluss kommen, der euro-
päische Bankensektor sei insgesamt zu
groß (Sam Langfield and Marco Pagano:
Bank bias in Europe: effects on systemic
risk and growth, EZB Working Paper No
1797, May 2015). Dementsprechend ma-
chen sie regulatorische Vorschläge, wie
die „marktbasierte“ Unternehmensfinan-
zierung gegenüber der „bankbasierten“
zu stärken sei. Diese können hier nicht
im Detail diskutiert werden, aber auf
zwei grundsätzliche Probleme sei im Fol-
genden eingegangen. Zum einen droht
aus Sorge um die Stabilität des Geldsys-
tems eine Überregulierung der Kapital-
vermittlungsfunktion der Geschäftsban-
ken und zum anderen wird die Rolle der

Geldpolitik für die (Über-) Expansion des
europäischen Bankensektors vollkom-
men ausgeblendet.

Bankbasierte und marktbasierte 
Finanzierung – ein Widerspruch?

Die Unterscheidung zwischen „bankba-
siert“ (Kreditfinanzierung) vs. „marktba-
siert“ (Wertpapierfinanzierung) ist zu-
nächst sprachlich irreführend, denn die
Banken sind ein integraler Bestandteil
des Kapitalmarktes. Dabei stehen sie vor
exakt derselben fundamentalen Aufgabe
wie die übrigen Akteure am Kapitalmarkt:
Diese Aufgabe besteht in der Kreditwür-
digkeitsprüfung bzw. Risikobepreisung
bei der Mittelvergabe. Das, was die bei-
den Finanzierungsformen hinsichtlich der
Kapitallenkung vor allem unterscheidet,
ist die Art der Informationsgewinnung
über die risikorelevanten Faktoren. Unter-
nehmen, die sich über Wertpapieremis-
sionen finanzieren wollen, müssen hier-
für ein umfangreiches standardisiertes
Rechenwerk öffentlich zugänglich ma-
chen (Berichtspflichten). Aus diesem
Rechenwerk werden dann Kennzahlen 
gebildet, anhand derer sich die Anleger
– oft unter Hinzuziehung von Rating-
Agenturen – ein Bild von Solvenz und
Geschäftsaussichten bilden. Die Güte der
über diesen Kanal vollzogenen Kapital-
lenkung hängt daher maßgeblich von 
der Aussagekraft und Interpretation der
Kennzahlensysteme ab. Demgegenüber
ermöglicht das traditionelle Kreditge-
schäft der Banken, stärker auch idiosyn-
kratische Informationen in die Entschei-
dung einfließen zu lassen, die sich nicht
in Kennzahlen gießen lassen, sondern
auch von kundenspezifischen Erfahrun-
gen (etwa über die Unternehmerpersön-
lichkeit in der Geschäftsführung) und
dem lokalen Wissen geprägt sind. Dies
setzt typischerweise längerfristige Ge-
schäftsbeziehungen zwischen dem Kre-
ditkunden und seinen Banken voraus.
Welche von beiden Varianten zur Infor-
mationsgewinnung überlegen ist, lässt
sich nicht pauschal beantworten, son-
dern hängt von den Umständen des Ein-

zelfalles ab. Mithin lässt sich auch keine
„volkswirtschaftlich optimale“ Quote da-
für angeben, wie hoch der Anteil der
Banken an den Finanzierungstransaktio-

Salomon Fiedler, M. A., ist Experte für Geld, Fi-
nanzmärkte und Preisentwicklung im Progno-
sezentrum des Instituts für Weltwirtschaft
(IfW) in Kiel. 

Prof. Dr. Stefan Kooths leitet das IfW-Progno-
sezentrum und ist Professor für Volkswirt-
schaftslehre an der Business and Information
Technology School (BiTS) in Berlin.
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Neuerscheinung

Das Jahrbuch „Bausparen 2015“ beleuchtet wiederum unterschiedliche Facetten des
Themas Wohnen. Andreas J. Zehnder, Vorstandsvorsitzender des Verbandes der Pri-
vaten Bausparkassen, widmet sich der sozialen Dimension des Wohneigentums und
dem gesellschaftlichen Nutzen individueller Wohnwünsche. Diesem Beitrag folgt eine
Analyse der Altersvorsorge im europäischen Vergleich durch den Wirtschaftsjourna-
listen Hans Pfeifer, wobei die Immobilie mit im Fokus steht. Ludwig Dorffmeister vom
ifo Institut stellt den Unterschied zwischen Wunsch und Wirklichkeit beim Woh-
nungsbau in Deutschland dar. Prof. Dr. Mechthild Schrooten von der Hochschule Bre-
men befasst sich erneut mit der aktuellen Struktur der Wohnungsbauleistungen und
deren Finanzierung. Auch der diesjährige Band bietet umfangreiche tabellarische
Übersichten zum Bausparen und zum Wohnungsbau.

Das Jahrbuch kostet 21,55 Euro, einschließlich MwSt. und Versandkosten und kann bei der domus Verlags- und 
Servicegesellschaft mbH, Klingelhöferstraße 4, 10785 Berlin, Tel.: 030/590091-707, Telefax: 030/590091-701, E-Mail:
sigrid.pfeiffer@domus-vs.de bestellt werden.

nen sein soll. Identifizieren lassen sich
allerdings Verzerrungen, die aus einer
Aufweichung des Haftungsprinzips resul-
tieren. Diese sind in den letzten Jahren
hinlänglich diskutiert worden (insbeson-
dere die „too big to fail“-Problematik).
Ziel jeder Finanzmarktregulierung muss
es sein, dass Banken – wie andere Un-
ternehmen auch – ohne Gefährdung der
Systemstabilität aus dem Markt aus-
scheiden können. Aber nicht alles, was
im Ernstfall der Systemstabilität dient, ist
auch marktkonform. So erhöht eine eu-
ropaweite Einlagensicherung oder ein
Bankenabwicklungsfonds tendenziell das
Moral-Hazard-Risiko, woraus sich ein Be-
darf für noch mehr zentralisierte Über-
wachung ergibt. Statt alle Kräfte auf die
Wiederherstellung des Haftungsprinzips
auszurichten, scheint die Regulierung
derzeit vor allem darauf abzuzielen, dass
es erst gar nicht zu größeren Schieflagen
kommt, die die Abwicklung von Banken
erforderlich machen. Dies führt aber

dazu, dass die Kreditvergabe noch inten-
siver zentral überwacht werden muss. Im
Ergebnis wird damit versucht, anhand
von einheitlichen Kennzahlensystemen,
mit denen nun die Portfolien der Banken
durchleuchtet werden, genau jenes Wis-
sen über die Kreditwürdigkeit mecha-
nisch zu zentralisieren, das sich gerade
der dafür notwendigen Quantifizierung
entzieht. Die Daseinsberechtigung der
Geschäftsbanken ergibt sich aber gerade
aus dem Umstand, dass die Zentralbank
kein überlegenes Wissen zur Risikobe-
wertung hat. Hinzu kommt, dass durch
vorgeschriebene einheitliche Risikomo-
delle Monokulturen entstehen, die zu re-
gulatorisch bedingtem Herdenverhalten
führen, worunter die Systemstabilität lei-
det. Die Stärke von marktwirtschaftlichen
Systemen liegt gerade darin, dass sie
Akteure mit heterogenem Wissen über
Preise koordinieren und Freiräume für
Experimente bieten. Wenn alle dasselbe
wüss ten, bräuchte man keine Märkte

mehr. Diese Aspekte kommen in den
Überlegungen der genannten Autoren
nicht vor. Damit drohen am Ende die bei-
den Finanzierungssysteme immer ähn-
licher zu werden, wodurch das verstreu-
te Wissen in einer Volkswirtschaft immer
weniger effizient genutzt würde, was
Wohlstandseinbußen zur Folge hätte.

Rolle der Zentralbank bei Kredit-
vergabe völlig ausgeblendet

Ebenfalls überrascht in dem EZB-Arbeits-
papier, dass die Rolle der Zentralbank
vollständig ausgeblendet wird. Die Auto-
ren diagnostizieren zwar eine kräftige Ex-
pansion der über Banken abgewickelten
Finanzierung im Euroraum. Sie beschrei-
ben auch die aus der Kreditschöpfung re-
sultierende prozyklische Kreditvergabe.
Unerwähnt bleibt indes, dass die Geld-
politik im Euroraum bis zum Ausbruch
der Finanzkrise eine Verdoppelung der
Geldmenge und damit eine entspre-
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chende Ausweitung der Kreditschöpfung
zugelassen hat. Eine Zentralbank, die um
die Elastizität der Kreditvergabe und die
damit verbundenen Risiken weiß, müss -
te daher ein umso größeres Gewicht auf
die Entwicklung der Geld- und Kreditag-
gregate legen. Vor der Finanzkrise lag der
Mindestreservesatz bei 2 Prozent, was
bereits eine enorme Elastizität der Kre-
ditvergabe impliziert. Im Zuge der Krise
wurde selbst dieser geringe Satz noch-
mals halbiert. Seit gut fünf Jahren lässt
die EZB kaum etwas unversucht, um die
Kreditvergabe der Geschäftsbanken wie-
der auf Expansionskurs zu bringen. Wer
so agiert, darf sich über einen „bank
bias“ nicht wundern. Der Versuch, die
Kreditvergabe durch Nullzinspolitik und
massive Zentralbankgeldinjektionen an-

zuregen, ohne neue Verzerrungen aus-
zulösen, ist sehr gewagt. Der Gefahr von
massiver Kapitalfehllenkung und Sys-
temdestabilisierung wird man durch eine
noch so ausgefeilte modellbasierte Risi-
kogewichtung von Bankaktiva kaum be-
gegnen können. Sobald die nächste Kri-
se kommt, werden die Wahrscheinlich-
keitsverteilungen, die diesen Modellen
zugrunde liegen, abermals Makulatur
sein.

Fazit: Ob für die Unternehmensfinanzie-
rung Bankkredite oder Wertpapieremis-
sionen volkswirtschaftlich besser sind,
lässt sich pauschal nicht sagen, sondern
muss sich im Wettbewerb erweisen.
Hierzu gehört freilich, dass keine Finan-
zierungsform direkt oder indirekt sub-

ventioniert wird, indem sich Risiken auf
unbeteiligte Dritte abwälzen lassen.
Marktkonformer und wohlstandsträchti-
ger als eine zunehmend zentralisierte 
Risikoüberwachung oder Euroraum-wei-
te Auffangnetze sind indes Elemente, die
das Haftungsprinzip auf der Ebene des
einzelnen Finanzmarktakteuers durch-
setzen (z. B. höhere Eigenkapitalquoten
oder CoCo-Bonds). Zudem beeinflusst
die Zentralbank mit ihrer Geldpolitik
massiv die Refinanzierungskonditionen
für die Geschäftsbanken und deren Ka-
pitallenkung (Leitzinsen, Kollateralanfor-
derungen), so dass eine Aussage über ei-
nen „bank bias“ im Euroraum ohne eine
Analyse dieses Faktors kaum sinnvoll
ist.

Forschungsprojekt:

Untersuchung des Marktes für energetische Gebäudesanierung in Deutschland

Preissteigerungen bei Gebäudesanierungen gefährden die Klimaziele der Bundesregierung, die bis 2050 einen klima -
neutralen Gebäudebestand erreichen will. Pragmatische Förderanreize, einfachere Regelwerke und eine intensive Be-
ratung können dem entgegenwirken. Das sind die Ergebnisse einer Studie der Universität Wuppertal im Auftrag der
Schwäbisch Hall-Stiftung und des Verbands der privaten Bausparkassen, die Eingang gefunden hat in die Beratungen
der Baukostensenkungskommission der Bundesregierung.

Interessenten finden die Studie unter www.bausparkassen.de/Service/Studien. 


